
sollte, einen entsprechenden Antrag auf Genehmigung 
zu stellen. Im Falle der auf den Zeitpunkt der münd­
lich getroffenen Vereinbarung zurückwirkenden Ge­
nehmigung des Pachtvertrages durch den Rat des Krei­
ses (§ 184 BGB) wäre sodann durch Schlußurteil über 
den weitgehenden, die Umzäunung des Grundstücks­
teils betreffenden Klagantrag zu befinden.
Aus den angeführten Gründen war das Urteil des Be­
zirksgerichts wegen Verletzung der §§ 581, 566, 182, 
184, 133, 242 BGB, §2 GrundstücksverkehrsVO aufzu­
heben und die Sache zur erneuten Verhandlung und 
Entscheidung an das Bezirksgericht zurückzuverweisen 
(§ 11 ÄEG in Verbindung mit entsprechender Anwen­
dung der §§ 564, 565 Abs. 1 Ziff. 3 ZPO).

Familienrecht

§§ 48, 51, 43 FGB; § 2 FVerfO; OG-Richtlinie Nr. 25.
1. Das Tatbestandsmerkmal „unabweisbar“ in § 48 FGB 
erfordert nicht, daß Voraussetzungen vorliegen, die 
auch den Entzug des Erziehungsrechts nach § 51 FGB 
begründen könnten.
2. Zu den unterschiedlichen Voraussetzungen für Ent­
scheidungen über die Änderung und über den Entzug 
des Erziehungsrechts sowie zu den unterschiedlichen 
Folgen derartiger Entscheidungen.
3. Für die Entscheidung über eine Klage nach § 48 
FGB ist nicht allein die bisherige Ausübung des Er­
ziehungsrechts durch den Erziehungsberechtigten ein­
schließlich ihrer gesamten Folgen zu prüfen. Vielmehr 
sind auch die Umstände aufzuklären, die die künftige 
Erziehung und Entwicklung der Kinder bei dem bishe­
rigen bzw. dem möglichen künftigen Erziehungsbe­
rechtigten betreffen.
4. Allein der Umstand, daß der Erziehungsberechtigte 
die tatsächliche Ausübung des Erziehungsrechts weit­
gehend einem anderen überläßt (hier: der Großmutter 
der Kinder), rechtfertigt nicht, die Entscheidung über 
das Erziehungsrecht zu ändern, weil eine solche Mög­
lichkeit im Rahmen der durch § 43 FGB bestimmten 
Rechte und Pflichten des Erziehungsberechtigten liegt, 
vorausgesetzt, daß er bei der Auswahl und Beauftra­
gung des Dritten die Interessen der Kinder wahrt.
OG, Urt. vom 19. Januar 1971 — 1 ZzF 26/70.

Die Ehe der Verklagten wurde im Juli 1968 geschie­
den und dieser das Erziehungsrecht für die drei Kin­
der übertragen. Zu der Zeit wohnte die Verklagte mit 
dem jüngsten Kind bei ihrer Schwester in B. Der frü­
here Ehemann lebte mit den beiden älteren Kindern 
und der Mutter der Verklagten am bisherigen Wohn­
sitz der Familie in J.
Zur Begründung der Entscheidung über das Erzie­
hungsrecht hatte das Kreisgericht ausgeführt: In Über­
einstimmung mit der Stellungnahme des Referats 
Jugendhilfe sei der Mutter das Erziehungsrecht über­
tragen worden, obwohl sie ebenso wie der Ehemann 
bei der Erziehung und Betreuung der Kinder haupt­
sächlich von ihrer Mutter unterstützt worden sei. Sie 
werde sich sehr anstrengen müssen, um ihren Pflich­
ten als Erziehungsberechtigte nachzukommen. Da je­
doch ihre Mutter bereit sei, ebenfalls in B. zu wohnen, 
sobald eine Wohnung vorhanden sei, bestünden keine 
Bedenken hinsichtlich der weiteren Entwicklung der 
Kinder. Demgegenüber würde sich deren Situation ver­
schlechtern, wenn sie beim Vater blieben, der seine 
Pflichten als Erziehungsberechtigter nur mit fremder 
Hilfe erfüllen könne.
Seit September 1968 hält sich die Verklagte in R. auf, 
wo auch ihr derzeitiger Verlobter wohnt. Die drei Kin­
der wurden weiterhin durch ihre Mutter betreut und 
erzogen, die mit dem Vater der Kinder einen gemein­
samen Haushalt führt.

Mit der Klage wurde beantragt, die Entscheidung über 
das Erziehungsrecht zu ändern und dieses dem Vater 
zu übertragen sowie die Verklagte zur Unterhaltszah­
lung für die Kinder zu verurteilen. Zur Begründung 
der Klage hat das Referat Jugehdhilfe vorgetragen: 
Die Verklagte habe nach der Ehescheidung mit ihrer 
Mutter vereinbart, daß diese weiterhin die Kinder er­
ziehe. Sie habe sich in der Folgezeit nur sehr wenig 
um die Kinder bemüht und habe auch nicht den ver­
einbarten Unterhalt für sie gezahlt. Auch zu Festtagen 
habe sie ihnen keine Aufmerksamkeiten zukommen 
lassen. Ebensowenig habe sie durch Besuche den per­
sönlichen Kontakt zu ihnen aufrechterhalten. Der Le­
benswandel der Verklagten sei kritikwürdig und ver­
änderungsbedürftig. Sie habe Mietschulden und 
wechsele häufig ihren Partner. Gegenüber anderen 
Bürgern verhalte sie sich herausfordernd. In der seit 
der Ehescheidung vergangenen Zeit habe sich der Va­
ter hingegen ordnungsgemäß verhalten und sich um 
die Erziehung der Kinder bemüht. In deren Interesse 
liege es, ihm das Erziehungsrecht zu übertragen.
Die Verklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen. 
Sie hat dazu vorgetragen: Durch eine Vereinbarung 
mit ihrer Mutter habe sie für eine einwandfreie Er­
ziehung und Betreuung der Kinder Sorge getragen. Da 
sie erst im Frühjahr 1969 eine Zuzugsgenehmigung für 
R. erhalten habe und nicht gleich über ausreichenden 
Wohnraum verfügen konnte, sei es ihr nicht möglich 
gewesen, die Kinder zu sich zu nehmen und sie selbst 
zu erziehen. Dazu sei sie nach wie vor bereit. Zum 
Unterhalt der Kinder habe sie im Rahmen ihrer Ver­
hältnisse beigetragen. Diese hätten sich allerdings un­
günstig gestaltet, weil sie infolge der fehlenden Zuzugs­
genehmigung Schwierigkeiten gehabt habe, sofort eine 
geeignete Arbeit aufzunehmen. Deshalb habe sie sich 
mit zeitweiligen Beschäftigungen zufrieden geben 
müssen.
Das Kreisgericht hat die Klage abgewiesen. Zur Be­
gründung hat es dargelegt: Die Verklagte habe sich 
nach der Ehescheidung wenig um die Erziehung der 
Kinder bemüht, sie habe die Ausübung des Erzie­
hungsrechts weitgehend ihrer Mutter überlassen. Diese 
Tatsache rechtfertige jedoch nicht, die Entscheidung 
über das Erziehungsrecht zu ändern, denn die Erzie­
hung der Kinder sei in keiner Weise gefährdet gewesen. 
So habe das Referat Jugendhilfe keine Maßnahmen 
nach § 50 FGB einzuleiten brauchen. Für eine Ent­
scheidung nach § 48 FGB seien dieselben Vorausset­
zungen erforderlich wie für den Entzug des Erziehungs­
rechts gemäß § 51 FGB. Eine schwere schuldhafte Ver­
letzung der elterlichen Pflichten liege jedoch seitens 
der Verklagten nicht vor, so daß die Entscheidung über 
das Erziehungsrecht nicht geändert werden könne. 
Gegen das Urteil des Kreisgerichts richtet sich der 
Kassationsantfag des Präsidenten des Obersten Ge­
richts, der Erfolg hatte.
Aus den G r ü n d e n :
Das Kreisgericht ist bei der Begründung seiner Ent­
scheidung zunächst in Übereinstimmung mit dem Wort­
laut des Gesetzes davon ausgegangen, daß eine Ent­
scheidung über das Erziehungsrecht nur dann geändert 
werden darf, wenn sie im Hinblick auf die weitere Er­
ziehung und Entwicklung der Kinder unabweisbar ist. 
Da eine Änderung des Erziehungsrechts nur möglich 
ist, wenn zu früherer Zeit das Gericht oder das Referat 
Jugendhilfe bereits einmal über dieses entschieden 
hatte, sei es, weil die Ehe der Eltern geschieden wurde 
oder der bisher Erziehungsberechtigte infolge seines 
Todes oder des Verlustes des Erziehungsrechts ausge­
schieden war (§§ 45 Abs. 2 und 3, 46 Abs. 2, 47 Abs. 3 
FGB), betrifft die Änderung des Erziehungsrechts stets 
Kinder, deren Leben im allgemeinen bereits einmal 
durch besondere Umstände belastet worden war. Für 
sie ist es deshalb besonders wichtig, daß sich ihre wei­
tere Entwicklung und Erziehung auf der Grundlage 
der einmal getroffenen Entscheidung in gleichbleiben­
den stabilen Familienverhältnissen vollzieht. Deshalb 
ist eine Änderung der Entscheidung über das Erzie-
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